u 
Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
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(Nr. 9380.) Haubergordnung für den Kreis Altenkirchen. Vom 9. April 1890. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für den Kreis Altenkirchen, was folgt: 


G 

Hauberge im Sinne dieſes Geſetzes find die Grundſtücke in den Gemarkungen 
Brachbach, Dermbach, Fiſchbach, Freusburg, Harbach, Herkersdorf, Hüttſeifen, 
Katzenbach, Kirchen, Mudersbach, Offhauſen, Wehbach, Wingendorf, Alsdorf, 
Betzdorf, Bruche, Dauersberg, Grünebach, Saſſenroth, Scheuerfeld, Walmen— 
roth, Elben, Fensdorf, Gebhardshain, Molzhain, Steineroth, Selbach, Biers— 
dorf, Daaden, Derſchen, Emmerzhauſen „Herdorf, Mauden, Niederdreisbach und 
Schutzbach, welche gegenwärtig zu Haubergverbänden gehören und bisher der 
Polizeiordnung über die Bewirthſchaftung der Hauberge in den Aemtern Freus⸗ 
burg und Friedewald, Kreiſes Altenkirchen, vom 21. November 1836 (Amtsblatt 
der Regierung zu Coblenz für 1837 S. 59 ff. und Geſetz-Samml. für 1851 
S. 382) unterworfen geweſen ſind. 


>| 


„Die Hauberge bleiben ein ungetheiltes und untheilbares Geſammteigenthum 
der Befiger und behalten ihre bisherige örtliche Begrenzung, ſo lange nicht Aende— 
rungen nach Maßgabe dieſes Geſetzes eintreten. 5 


WER 
Dem Haubergverbande können durch Beſchluß der Hauberggenoſſenſchaft 
andere zu ihrer Verfügung ſtehende Grundſtücke einverleibt werden „nachdem die— 
ſelben von allen darauf ruhenden Pfandverbindlichkeiten und ſonſtigen dinglichen 
Laſten befreit worden ſind. Auf Antrag der Genoſſenſchaft iſt die Einverleibung 
Gef. Samml. 1890. (Nr. 9380.) 19 


Ausgegeben zu Berlin den 5. Mai 1890. 
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im Grundbuche zu vermerken. Nach Eintragung des Vermerks unterliegen die 
einverleibten Grundſtücke den Beſtimmungen dieſes Geſetzes. 


$. 4. 

Aus dringenden Gründen des landwirthſchaftlichen oder gewerblichen Be 
dürfniſſes oder des Verkehrs, ſowie zu Zwecken, welche die Einleitung des Ent⸗ 
eignungsverfahrens rechtfertigen würden, können einzelne Flächen auf Antrag der 
Genoſſenſchaft durch Beſchluß des Schöffenraths ($. 27) vom Haubergverbande 
befreit werden. Der Beſchluß bedarf der Genehmigung des Regierungspräſidenten. 

Die befreiten Flächen find den durch dieſes Geſetz vorgeſchriebenen Nutzungs⸗ 
beſchränkungen nicht unterworfen. 

F. 5. 


Auf Antrag der Genoſſenſchaft ift die Befreiung vom Haubergverbande im 
Grundbuche zu vermerken. Nach Eintragung des Vermerks kann über die be⸗ 
freiten Grundſtücke in Gemäßheit der allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen ver⸗ 
fügt werden. | BR 

Wird ein ſolches Grundſtück unter die Mitglieder der Genoſſenſchaft nach 
Verhältniß ihrer Antheile in Natur vertheilt, ſo haftet der Naturaltheil an Stelle 
des ihm entsprechenden Antheils für die Pfand» und ſonſtigen dinglichen Ver⸗ 
bindlichkeiten des letzteren. 

$. 6. 


Die Hauberggenoſſenſchaft kann unter ihrem Namen Rechte erwerben und 
Verbindlichkeiten eingehen, Eigenthum und andere dingliche Rechte an Grund⸗ 
ſtücken erwerben, vor Gericht klagen oder verklagt werden. Ihr ordentlicher Gerichts- 
ſtand iſt bei dem Gericht, in deſſen Bezirk ſie ihren Sitz hat. 

Die Verpfändung eines Haubergs iſt fortan unzuläſſig. Die ſonſtige ding⸗ 
liche Belaſtung darf nur für Zwecke erfolgen, welche die Einleitung des Ent- 
eignungsverfahrens rechtfertigen würden, und bedarf der Genehmigung des 
Regierungspräſidenten. 992 ö 


Die Antheile der einzelnen Genoſſen an dem Hauberge beſtimmen ſich nach 
dem bisher üblichen Maßſtabe. 

Den Genoſſen ſteht die freie Verfügung über ihre Antheile zu. Jedoch 
dürfen die Antheile unter das für jeden Hauberg jetzt beſtehende geringſte Einheits- 
maß hinab nicht getheilt werden. 

ft ein ſolches nicht mit Sicherheit zu ermitteln, ſo erfolgt die Feſtſetzung 
eines Minimaleinheitsmaßes nach Anhörung des Haubergvorſtandes durch den 
Schöffenrath. Der Beſchluß deſſelben bedarf der Beſtätigung des Regierungs⸗ 
präſidenten. 50 J i 

§. 8. 1 

Die Hauberge und die Zahl ihrer Antheile werden in das Grundbuch 

eingetragen. 


ae 


Die Eintragung geſchieht unter entſprechender Anwendung des Geſetzes 
über das Grundbuchweſen in dem Bezirk des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein vom 
30. Mai 1873 (Geſetz-Samml. S. 287 ff.) nach Maßgabe einer vom Juſtizminiſter 
zu erlaſſenden Inſtruktion. | 

5. 94 


Zu den für die Genoſſenſchaft gemeinſchaftlichen Laſten, Koſten, Dienſten 
und Naturalleiftungen trägt jeder Genoſſe nach Verhältniß ſeines Antheils bei. 
Nach demſelben Verhältniß werden die gemeinſchaftlichen Nutzungen vertheilt. 


$. 10. 
Pächter oder Nutznießer von Haubergantheilen treten in die Genoſſenſchafts⸗ 
pflichten des Eigenthümers. Die Genoſſenſchaft kann ſich jedoch auch an den 
letzteren halten. 
SL, | 
Für jeden Hauberg iſt von dem Vorſteher (F. 18) ein Lagerbuch zu führen, 
in welchem 
a) die Größe und Art der Genoſſenſchaftsgrundſtücke, 
b) Veränderungen durch Einverleibung anderer Grundſtücke ($. 3) oder 
durch Befreiung vom Haubergverband ($$. 4, 5), 
e) die Antheile der Genoſſen, a 
d) die Veränderungen in dem Eigenthum der Antheile, 
e) das für die Antheile beſtehende geringſte Einheitsmaß, 
1) die genehmigten Abweichungen vom regelmäßigen Wirthſchaftsbetriebe 
f. 13 


a 
g) die auf dem Hauberge ruhenden Laften 
zu verzeichnen und nachzutragen ſind. b 

Betreffs der Gegenſtände unter e und d darf das Lagerbuch vom Grund: 
buche nicht abweichen. N 

Von jeder Eintragung hierüber in das Grundbuch hat das Amtsgericht 
den Vorſteher zu benachrichtigen. 

Neu angelegte Lagerbücher ſind während einer angemeſſenen Friſt zur Einſicht 
der Betheiligten offenzulegen und demnächſt durch Genoſſenſchaftsbeſchluß feſtzuſtellen. 

Bei Veräußerung eines Haubergtheils wird der Nachfolger wegen der ſeinem 
Vorgänger gegen die Genoſſenſchaft noch obliegenden Genoſſenſchaftspflichten mit- 
verpflichtet, mit Ausſchluß der Einrede der Vorausklage. Mehrere Erwerber haften 
als Geſammtſchuldner, mit Ausſchluß der Einrede der Theilung. 


a | $. 12. 

Zweck der Haubergwirthſchaft ift die Erziehung von Niederwald, vornehmlich 
von Eichenſchälwald, mit welcher nach dem periodiſchen Abtriebe ein einmaliger 
Getreidebau verbunden wird „falls nicht die Genoſſenſchaft von dem Getreidebau 
ganz oder theilweiſe abzuſehen beſchließt. 
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Die Einführung eines anderen Wirthſchaftsbetriebes an Stelle der Nieder⸗ 
waldwirthſchaft kann ausnahmsweiſe für einzelne Grundſtücke auf Antrag der 
Genoſſenſchaft von dem Schöffenrath genehmigt werden. 


§. 13. 

Für jeden Hauberg iſt ein Betriebsplan und ein jährlicher Hauungs⸗, 
Kultur: und Hütungsplan aufzuſtellen. 

Bei der Aufſtellung, Prüfung und Feſtſtellung dieſer Pläne iſt nach den 
bezüglich der Gemeindewaldungen im Regierungsbezirk Coblenz beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften zu verfahren. 

An Stelle des Kreisausſchuſſes tritt hierbei der Schöffenrath. 


g. 14. 


Der periodiſche Abtrieb findet in der Regel in einem Umtrieb von 16 bis 
18 Jahren ſtatt. Ein kürzerer Umtrieb iſt nur unter beſonderen Verhältniſſen 
vom Regierungspräſidenten zu geſtatten. 


. 15. 


Die Weidenutzung iſt den Zwecken der Holzzucht untergeordnet. 

Schweine und Ziegen dürfen gar nicht, Schafe nur in einen der älteſten 
drei Schläge eingetrieben werden. 

Der Schöffenrath kann die Schafhude für unſtatthaft erklären, wenn der 
Nachtheil für das Geſammtintereſſe einer Genoſſenſchaft den Vortheil für die 
einzelnen Genoſſen überwiegt. 

Kein Schlag darf nach dem Abtrieb innerhalb der erſten Hälfte der 
Umtriebszeit mit Rindvieh behütet werden. Nur der Eintrieb von Kälbern unter 
einem Jahr alt in jüngere Schläge iſt geftattet, außerdem ſoll der Haubergvorſtand 
befugt ſein, mit Zuſtimmung des Forſtſachverſtändigen ($. 26) die Schonzeit für 
Rindvieh um zwei Jahre abzukürzen oder zu verlängern. 

Gänzlich neu aufgeforſtete Schläge oder Theile derſelben dürfen während 
des erſten Umtriebs nicht behütet werden. t 

Bei landwirthſchaftlichen Nothſtänden kann der Landrath unter Zuſtimmung 
des Forſtſachverſtändigen einen Schlag für Rindvieh und Schafe auch früher 
eröffnen. 

$. 16. 

Der Beſchlußfaſſung durch die Verſammlung der Hauberggenoſſen bedürfen: 

1) Angelegenheiten, welche die Subſtanz der Genoſſenſchaftsgrundſtücke be— 
treffen, namentlich die Einverleibung anderer Grundſtücke ($. 3) und 
die Befreiung vom Haubergverbande ($$. 4, 5); 

2) die Feſtſtellung des Lagerbuchs (F. 11); 

3) das Unterlaſſen des Getreidezwiſchenbaues und die Einführung eines 
von der Niederwaldwirthſchaft abweichenden Betriebes ($$. 12 und 13); 
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4) die Frage, ob die Lohnutzung oder andere Nutzungen, mit Ausſchluß 
der Getreidenutzung, für gemeinſame Rechnung oder von den einzelnen 
Genoſſen auf beſtimmten Flächen ausgeübt werden ſollen; in Anſehung 
der Lohnutzung iſt der Beſchluß vor der Vertheilung der Nutzungs⸗ 
flächen unter die Genoſſen zu faſſen; 

5) die Wahl der Getreidegattung, wenn ein abgetriebener Schlag mit einer 

anderen, als der bisher üblichen Getreideart, bebaut werden joll; 
6) die Wahl des Haubergvorſtandes und die Gewährung einer Dienſt⸗ 
unkoſtenentſchädigung an deſſen Mitglieder ($. 18); 

7) die Regelung des Kaffen- und Rechnungsweſens ($. 24); 

8) der Abſchluß eines Vergleichs, eines Schiedsvertrages und die Erthei⸗ 
lung einer Prozeßvollmacht, auch in den Fällen, welche nicht unter Nr. 1 
fallen, wenn der Gegenſtand einen höheren Werth als 300 Mark bat; 

9) die Veränderung beftehender Einrichtungen, wenn eine Beſchlußfaſſung 

hierüber von dem vierten Theile der Genoſſen, nach Antheilen berechnet, 
beantragt wird. 
b. 17. 

Zu den Genoſſenverſammlungen ſind ſämmtliche Genoſſen mindeſtens drei 
Tage vorher mittelſt ortsüblicher, in den Fällen des §. 16 Nr. 1 mittelſt ſchrift⸗ 
licher Vorladung, welche die Gegenſtände der Berathung angiebt, einzuberufen. 
Soll einer der im $. 16 bezeichneten Gegenſtände zur Verhandlung kommen, fo 
iſt die Vorladung am Tage vor der Verſammlung in ortsüblicher Weiſe zu 
wiederholen. 

In den Fällen des $. 16 Nr. 1 iſt die Verſammlung nur beſchlußfähig, 
wenn die Mehrheit der Genoſſen, nach Antheilen berechnet, erſchienen iſt, es ſei 
denn, daß auf wiederholte Vorladung die Mehrheit nicht erſchienen iſt. 

In allen anderen Fällen ſind die Erſchienenen ohne Rückſicht auf ihre Zahl 
beſchlußfähig. 

Diejenigen Hauberggenoſſen, welche nicht in der Gemeinde wohnen, in 
welcher der Hauberg oder die Haupttheile deſſelben liegen, haben ſchriftlich bei 
dem Haubergvorſteher eine in jeder Gemeinde wohnhafte Perſon zu bezeichnen, 
an welche die Behändigung der Vorladungen erfolgen ſoll, widrigenfalls ihre 
Vorladung unterbleiben darf. 

Jeder Genoſſe kann ſich in der Verſammlung durch einen anderen ſchriftlich 
bevollmächtigten Genoſſen vertreten laſſen. Steht ein Antheil mehreren Perſonen 
gemeinſchaftlich zu, ſo haben dieſelben ſchriftlich bei dem Vorſteher denjenigen 
unter ihnen zu bezeichnen, dem die Stimmführung übertragen iſt. 

Für juriſtiſche Perſonen, Handelsgeſellſchaften, eingetragene Genoſſenſchaften, 
Bevormundete werden ihre geſetzlichen Vertreter, für Ehefrauen ihre Männer 
zugelaſſen. 

5 Die Beſchlüſſe werden durch einfache Stimmenmehrheit, nach Antheilen 
berechnet, gefaßt. 
(Nr. 9380.) 
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$. 18. 

Den Haubergvorſtand bilden der Vorſteher, der erſte und der zweite Bei⸗ 
figer. In Genoſſenſchaften mit geringer Mitgliederzahl genügt ein Beiſitzer. 
Mehrere Genoſſenſchaften, welche ihren Sitz in einer Gemeinde haben, können 
dieſelben Perſonen als Vorſtand wählen. 

Der Vorſteher und die Beiſitzer werden von der Genoſſenverſammlung auf 
ſechs Jahre gewählt. Die nach dieſer Friſt Ausſcheidenden ſind wieder wählbar. 
Für Vorſtandsmitglieder, welche während der Wahlperiode ausſcheiden, werden 
für den Reſt derſelben Erſatzmänner gewählt. 

Die Wahl erfolgt unter Leitung des Bürgermeiſters in getrennter Wahl⸗ 
handlung für jeden zu Wählenden. 

Wird im erſten Wahlgange eine abſolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, 
ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen beiden Perſonen, welche die meiſten 
Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom vorſitzenden 
Bürgermeiſter zu ziehende Loos. 

Wählbar iſt jeder Hauberggenoſſe, der ſich im Beſitze der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte befindet und am Sitze der Genoſſenſchaft wohnt. | | 

Ueber die Gewährung einer Dienſtunkoſtenentſchädigung als Vergütung für 
Verſäumniſſe und Mühewaltungen beſchließt die Genoſſenverſammlung; baare Aus- 
lagen ſind zu erſetzen. Im Uebrigen verwalten die Vorſtandsmitglieder ihr Amt 
unentgeltlich. 

Zur Ablehnung oder Niederlegung dieſes Amtes berechtigen nur diejenigen 
Gründe, aus welchen unbeſoldete Gemeindeämter abgelehnt und niedergelegt werden 
dürfen. | 

Wer ohne ſolche Gründe ablehnt oder niederlegt, kann durch den Schöffen⸗ 
rath des Stimmrechts in der Genoſſenverſammlung auf ſechs Jahre für verluſtig 
erklärt werden. 

Die Vorſtandsmitglieder werden durch den Landrath mittelſt Handſchlags 
an Eidesſtatt verpflichtet. 


F. 19. 
Der Vorſtand vertritt die Genoſſenſchaft nach außen und vollzieht die Ur⸗ 
kunden, welche die Genoſſenſchaft verpflichten jollen; hierbei iſt, wenn einer der 
im $. 16 bezeichneten Gegenſtände vorliegt, der Beſchluß der Genoſſenverſammlung 
anzuführen. 
Außerdem hat der Vorſtand: 8 
1) über die Verlängerung reſp. Verkürzung der Schongeiten vorbehaltlich 
der Zuſtimmung des Forſtſachverſtändigen zu beſtimmen (§. 15); 

2) die von dem Haubergrechner gelegte Rechnung zu prüfen, ſofern hierzu 
nicht eine beſondere Kommiſſion eingeſetzt iſt (§. 24); a 

3) in Einzelſchutzbezirken den Haubergſchützen zu wählen und ſein Dienſt⸗ 
einkommen zu beſtimmen, bei der Bildung gemeinſamer Schutzbezirke 
und der Beſtimmung des Dienſteinkommens der für dieſelben anzu 
ſtellenden Schützen mitzuwirken ($. 25); 


m al 
4) bezüglich der Aufſtellung und Ausführung des Betriebsplanes, ſowie 


des jährlichen Hauungs-, Kultur⸗ und Hütungsplanes diejenigen Obliegen⸗ 
heiten wahrzunehmen, welche in Gemeindewaldungen dem Gemeinde— 
vorſtande zufallen; 

5) über die Verwerthung von Nebennutzungen zu beſchließen. Die Ge- 
winnung von Nebennutzungen darf nicht eher ſtattfinden, als bis dem 
Forſtſachverſtändigen der Beſchluß mitgetheilt iſt. 


$. 20. 

Die weder der Genoſſenverſammlung noch dem Vorſtande vorbehaltenen 
Angelegenheiten werden von dem Vorſteher beſorgt. 

Der Vorſteher hat insbeſondere 

1) die Verſammlungen der Genoſſenſchaft und des Vorſtandes zu berufen 
und zu leiten; die Berufung der Genoſſenverſammlung muß erfolgen, 
wenn der vierte Theil der Genoſſen, nach Antheilen berechnet, darauf 
anträgt; 

2) das Lagerbuch zu führen ($. 11); 

3) die Hauberge zu verwalten; 

4) die Beiträge zu den gemeinſchaftlichen Laſten und Koſten auszuſchreiben 
und einziehen zu laffen; 

5) die Nutzungen zu vertheilen, und zwar bei Nutzung auf gemeinſchaft⸗ 
liche Rechnung in baarem Gelde, ſonſt durch Vertheilung der Nutzungs⸗ 
flächen unter die Genoſſen; 

6) dem Forſtſachverſtändigen Auskunft zu ertheilen; 

7) die Dienſtführung des Haubergrechners zu beaufſichtigen; 

8) bei der Wahl des Haubergſchützen in gemeinſamen Schutzbezirken mit- 
zuwirken (§. 25), 

9) bei der Abgrenzung der Schöffenwahlbezirke und bei der Schöffenwahl 
mitzuwirken ($. 27), 

| $. 21. 

Der Vorſteher ift befugt, gegen den Haubergrechner, ſowie gegen Hauberg⸗ 
genoſſen und Hirten, welche die bestehende Wirthſchaftsordnung, insbeſondere die 
Weideregulative und den Hütungsplan, verletzen, Ordnungsſtrafen bis zur Höhe 
von drei Mark zu verhängen. 

Wenn ein Hauberggenoſſe die ihm obliegenden Verpflichtungen nicht recht⸗ 
zeitig erfüllt, fo hat der Vorſteher, ſofern es thunlich iſt, die zu erzwingende 
Handlung durch einen Dritten ausführen zu laſſen, den Koſtenbetrag vorläufig zu 
beſtimmen und den Pflichtigen zu deſſen Zahlung aufzufordern. Kann die zu 
erzwingende Handlung nicht durch einen Dritten geleiſtet werden, oder ſteht es 
feſt, daß der Verpflichtete nicht im Stande iſt, die aus der Ausführung durch 
einen Dritten entſtehenden Koſten zu tragen, oder ſoll eine Unterlaſſung erzwungen 
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werden, fo ift der Vorſteher berechtigt, Geldſtrafen bis zur Höhe von drei Mark 
anzudrohen und feſtzuſetzen. 5 

Der Ausführung durch einen Dritten ſowie der Feſtſetzung einer Geldſtrafe 
muß immer eine ſchriftliche Androhung vorhergehen; in dieſer iſt, ſofern eine 
Handlung erzwungen werden ſoll, die Friſt zu beſtimmen, innerhalb welcher die 
Ausführung gefordert wird. i 

Die Ordnungsſtrafen, die Koſten für Ausführung durch einen Dritten und 
die Geldſtrafen werden erforderlichenfalls auf Antrag des Vorſtehers, welcher bei 
dem Landrath zu ſtellen iſt, im Verwaltungswege beigetrieben. 

Das Gleiche gilt von Geldleiſtungen, welche ungeachtet desfallſiger Zahlungs- 
aufforderung des Vorſtehers rückſtändig bleiben. 

Die Ordnungs- und Geldſtrafen fließen in die Genoſſenſchaftskaſſe. 


$. 22. 


Gegen die Verfügungen des Vorſtandes und des Vorſtehers findet inner⸗ 
halb zwei Wochen nach erlangter Kenntniß die Beſchwerde an den Schöffen— 
rath ſtatt. 

$. 23. 

Die Beiſitzer haben neben ihren Obliegenheiten als Mitglieder des Vor— 
ſtandes: 

1) den Vorſteher zu unterſtützen und in den von ihm bezeichneten Ge— 
ſchäften, ſowie in Verhinderungsfällen zu vertreten; die Vertretung liegt 
zunächſt dem erſten, und wenn dieſer verhindert iſt, dem zweiten Bei- 

ſitzer ob 

2) Unregelmäßigkeiten bei der Haubergverwaltung zur Kenntniß der Auf— 
ſichtsbehörde zu bringen. 


6. 24. 


Die Verwaltung des Kaſſen- und Rechnungsweſens iſt einem Rechner zu 
übertragen. 

Das Rechnungsjahr iſt das Kalenderjahr. 

Die Rechnung iſt vor dem 1. Mai des dem Rechnungsjahre folgenden 
Jahres zu legen und an einem ortsüblich bekannt zu machenden Orte acht Tage 
lang zur Einſicht der Genoſſen bereit zu halten. 

Die Prüfung und Feſtſtellung der von dem Haubergrechner gelegten 
Rechnung erfolgt nach Beſchluß der Genoſſenverſammlung entweder durch den 
Vorſtand oder durch eine von der Verſammlung gewählte Kommiſſion. 

Die feftgeftellte Rechnung iſt bis zum 1. Auguſt dem Landrath zur Kenntniß— 
nahme mitzutheilen. 

$. 25. 

Zum Schutze der Hauberge und zur Ausführung der Anordnungen des 

Forſtſachverſtändigen ſind Haubergſchützen anzuſtellen. 0 
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Können mehrere Hauberge von einem Schützen begangen und beauffichtigt 
werden, ſo bilden ſie einen gemeinſamen Schutzbezirk. 

Die Bildung der gemeinſamen Schutzbezirke erfolgt durch die betheiligten 
Vorſtände, bei mangelnder Verſtändigung unter denſelben durch den Schöffenrath. 

Der Haubergſchütze wird von dem Vorſtande, in gemeinſamen Schutz⸗ 
bezirken von den betheiligten Vorſtehern nach abſoluter Stimmenmehrheit gewählt, 
bei Stimmengleichheit giebt die Flächengröße der von den Vorſtehern vertretenen 
Hauberge den Ausſchlag. N 

Die Wahl bedarf der Beſtätigung des Regierungspräſidenten. Derſelbe 
ernennt mit Zuſtimmung des Schöffenraths den Haubergſchützen, wenn der Wahl 
die Beſtätigung zweimal endgültig versagt worden iſt. 

Die Anſtellung der Haubergſchützen erfolgt mittelſt ſchriftlichen Vertrags. 
Gehört der Anzuſtellende nicht zu den für den Forſtdienſt beſtimmten oder mit 
Forſtverſorgungsſchein entlaſſenen Militärperſonen, ſo muß die Anſtellung entweder 
auf Lebenszeit, oder, falls durch landräthliche Beſcheinigung eine dreijährige tadel— 
loſe Forſtdienſtzeit nachgewieſen werden kann, auf mindeſtens drei Jahre erfolgen. 

Das Dienſteinkommen des Haubergſchützen wird durch die betheiligten Bor: 
ſtände feſtgeſetzt und in gemeinſamen Schutzbezirken auf die einzelnen Genoſſen— 
ſchaften vertheilt. Können die Vorſtände ſich über ein angemeſſenes Dienſtein⸗ 
kommen oder über deſſen Vertheilung nicht einigen, fo verfügt der Regierungs— 
präſident. 

Für die Haubergſchützen iſt die Dienſtinſtruktion für die Gemeinde-Forſt⸗ 
ſchutzbeamten im Regierungsbezirk Coblenz maßgebend. 


$. 26. 

Für die durch dieſes Geſetz dem Forſtſachverſtändigen übertragenen Geſchäfte, 
ſowie als Beirath des Landraths, des Schöffenraths, der einzelnen Schöffen und 
der Haubergvorſtände ſind für die Geſammtheit der Hauberge einer oder mehrere 
Forſtſachverſtändige anzuſtellen. 

Der Schöffenrath beſtimmt die Zahl, die Dienſtbezirke, das Dienſteinkommen, 
die etwaige Penſion und vollzieht die Wahl der Forſtſachverſtändigen. Er kann 
die Wahl auf anderweit angeſtellte Forſtbeamte richten. 

Bezüglich der Aufſtellung und der Ausführung des Betriebsplanes und 
des jährlichen Hauungs⸗, Kultur und Hütungsplanes, ſowie hinſichtlich der 
Leitung des Forſtſchutzes hat der Forſtſachverſtändige dieſelben Obliegenheiten und 
Befugniſſe, welche den Gemeinde-Oberförſtern im Regierungsbezirk Coblenz in 
en Gemeindewaldungen übertragen ſind. 


3 
Der Schöffenrath beſteht aus dem Landrath und 12 gewählten Hauberg⸗ 
ſchöffen, von denen die Hauberggenoſſenſchaften in der Bürgermeiſterei Gebhards- 
hain einen Schöffen, in der Bürgermeiſterei Betzdorf zwei, in der Bürgermeiſterei 
Daaden vier und in der Bürgermeiſterei Kirchen fünf Schöffen zu wählen haben. 
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5. 


Für jeden Schöffen iſt gleichzeitig ein Stellvertreter zu wählen. 
Die Wahlen erfolgen unter Leitung des Landraths durch die Hauberg⸗ 
vorſteher nach abſoluter Stimmenmehrheit. 

Wählbar iſt jeder im Kreiſe Altenkirchen wohnhafte, im Beſitze der bürger⸗ 
lichen Ehrenrechte befindliche, volljährige Eigenthümer eines Haubergantheiles. 

Die Wahl geſchieht auf ſechs Jahre. Alle drei Jahre ſcheidet die Hälfte 
der Gewählten aus. Die das erſte Mal Ausſcheidenden werden durch das von 
der Hand des Landraths zu ziehende Loos beſtimmt. Die Ausſcheidenden können 
wieder gewählt werden. 

Zur Ablehnung oder Niederlegung des Schöffenamtes berechtigen nur die⸗ 
jenigen Gründe, aus welchen unbeſoldete Gemeindeämter abgelehnt und nieder⸗ 
gelegt werden dürfen. 

Wer ohne ſolche Gründe ablehnt oder niederlegt, kann durch den Re 
gierungspräſidenten des Stimmrechts in der Genoſſenverſammlung auf ſechs Jahre 
für verluſtig erklärt werden. 

Die Schöffen werden von dem Landrath mittelſt Handſchlags an Eides⸗ 
ſtatt verpflichtet. 

Der Landrath beruft den Schöffenrath und führt in demſelben den Vorſitz 
mit vollem Stimmrecht. Die Anweſenheit des Vorſitzenden und von ſieben 
Schöffen genügt zur Beſchlußfähigkeit. 

Die Beſchlüſſe werden nach abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt. Iſt eine 
gerade Zahl von Mitgliedern anweſend, ſo giebt bei Stimmengleichheit der Vor— 
ſitzende den Ausſchlag. 

Der Beſchlußfaſſung des Schöffenraths unterliegen außer den an anderen 
Stellen dieſes Geſetzes erwähnten Angelegenheiten die Meinungsverſchiedenheiten 
zwiſchen dem Forſtſachverſtändigen und dem Haubergvorſtand in Betreff des Be⸗ 
triebs⸗, Hauungs⸗, Kultur- und Hütungsplanes. 

An den Verhandlungen des Schöffenraths über forſttechniſche Gegenſtände 
nimmt der betreffende Forſtſachverſtändige mit beſchließender Stimme Theil. 

28. 

Ueber Streitigkeiten unter den Genoſſen, welche die örtliche Abgrenzung 
der ihnen zur Nutzung überwieſenen Grundflächen betreffen, hat der in dem 
Bezirke gewählte Haubergſchöffe einen ſchriftlichen Beſcheid zu ertheilen. Gegen 
dieſen Beſcheid findet innerhalb zwei Wochen nach der Zuſtellung unter Ausſchluß 
des Rechtsweges die Beſchwerde an den Schöffenrath ſtatt. 


§. 29. 

Gegen die Beſchlüſſe des Schöffenraths ſteht den Betheiligten innerhalb 
zwei Wochen nach erlangter Kenntniß und aus Gründen des öffentlichen Intereſſes, 
ſowie in den Fällen, wo in forſttechniſchen Sachen der Beſchluß gegen die Stimme 
des Forſtſachverſtändigen ausgefallen iſt, dem Landrath binnen zwei Wochen nach 
der Beſchlußfaſſung die Beſchwerde bei dem Regierungspräſidenten offen, welcher 
endgültig entſcheidet. 


— 


„ 


$. 30. 

Die den Hauberggenoſſenſchaften gemeinfamen Koften „insbeſondere die Be— 
ſoldung und etwaige Penſion des Forſtſachverſtändigen werden von den einzelnen 
Genoſſenſchaften nach der Fläche aufgebracht, von dem Schöffenrath vertheilt und 
von deſſen Vorſitzenden eingezogen. Sie fließen in eine gemeinſchaftliche Kaſſe, 
welche von dem Schöffenrath verwaltet wird. 


§. 31. 

Die ſtaatliche Oberaufſicht über die Verwaltung der Hauberge führt in 
erſter Inſtanz der Landrath mit Hülfe des Forſtſachverſtändigen, in zweiter Inſtanz 
der Regierungspräſident. 

$. 32. 

Genoſſenſchaftsbeſchlüſſe, welche die im §. 16 sub 1 bezeichneten Gegenſtände 
betreffen, bedürfen der Genehmigung des Regierungspräſidenten, und ſolche, welche 
die im §. 16 sub 2, 3 und 5 bezeichneten Gegenſtände betreffen, ſowie alle die— 
jenigen Beſchlüſſe, gegen welche mindeſtens der vierte Theil der Verſammlung, 
nach Antheilen berechnet, geſtimmt hat, bedürfen der Genehmigung des Landraths. 

§. 33. 

Gegen Verfügungen des Landraths, durch welche Beſchlüſſen der Genoſſen⸗ 
verſammlung die Genehmigung verſagt wird, findet innerhalb zwei Wochen nach 
der Zuſtellung die Beſchwerde bei dem Regierungspräſidenten ſtatt, welcher end— 
gültig entſcheidet. 

. §. 34. 

Der Regierungspräſident erläßt unter Zuſtimmung des Schöffenraths Dienft- 
anweiſungen für den Vorſtand und die Genoſſenſchaftsbeamten. Auch die nach 
$. 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (Geſetz-Samml. 
S. 265ff.) beziehungsweiſe $. 137ff. des Landesverwaltungsgeſetzes vom 30. Juli 
1883 (Geſetz-Samml. S. 195) ergehenden Polizeivorſchriften bedürfen, ſoweit 
ſie die Bewirthſchaftung der Hauberge betreffen, der Zuſtimmung des Schöffenraths. 


$. 35. 

In Betreff der Dienſtvergehen der Mitglieder des Vorſtandes und der 
ſonſtigen Genoſſenſchaftsbeamten finden die auf die Gemeindebeamten bezüglichen 
Vorſchriften des Geſetzes vom 21. Juli 1852 (Geſetz-Samml. S. 465) in Ver⸗ 
bindung mit den einſchlagenden Beſtimmungen des F. 36 des Geſetzes „betreffend 
die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 
1883 (Geſetz- Samml. S. 237) ſinngemäße Anwendung. Die erkannten Strafen 
fließen in die Genoſſenſchaftskaſſe. 


Hinſichtlich eines jeden Haubergs, deſſen Antheile ſich ſämmtlich in einer 
Hand vereinigt haben, finden die Beſtimmungen dieſes Geſetzes in den Ss. 1 
und 2, ſoweit letzterer die Untheilbarkeit und die örtliche Abgrenzung der Hauberge 
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regelt, ferner in den SS. 3, 4, 5 Abſatz 1, 7 Abſatz 2, 11 Abſatz 1, 12 bis 15, 25 bis 
27, 29 bis 31, 33 und 34 mit der Maßgabe Anwendung, daß der Beſitzer der 
Antheile an die Stelle der Genoſſenſchaft, des Vorſtandes und des Vorſtehers tritt. 

An die Stelle des F. 32 tritt folgende Beſtimmung: 

Maßregeln der im $. 16 Nr. 1, 3, 4, 5 bezeichneten Art bedürfen der Ge⸗ 
nehmigung des Regierungspräſidenten. 

Derſelbe iſt befugt, Maßregeln, welche nach dem Gutachten des Schöffen⸗ 
raths den Ruin der Holzwirthſchaft herbeiführen würden, zu unterſagen. 


$. 37. 

Veräußerungen von Haubergflächen, welche vor dem Inkrafttreten dieſes Ge- 
ſetzes ſtattgefunden haben, können nach Ablauf eines Jahres von dieſem Zeitpunkte 
ab lediglich wegen der Geſchloſſenheit der Hauberge nicht weiter angefochten werden. 

Iſt innerhalb eines Jahres die Anfechtungsklage nicht erhoben, ſo ſind die 
Erwerber oder zeitigen Beſitzer derartiger Flächen berechtigt, die nachträgliche förm⸗ 
liche Freigabe der Fläche aus dem Haubergverbande von der Genoſſenſchaft zu 
verlangen und dieſe iſt verpflichtet, nach Maßgabe des F. 4 eine entſprechende Er⸗ 
klärung abzugeben. 

Auf Antrag der Genoſſenſchaft oder des Beſitzers des Grundſtücks iſt die 
Befreiung deſſelben vom Haubergverbande hierauf nachträglich nach Maßgabe 
des §. 5 im Grundbuche zu vermerken. 

$. 38. 

Die Polizeiverordnung über die Bewirthſchaftung der Hauberge in den 
Aemtern Freusburg und Friedewald, Kreiſes Altenkirchen, vom 21. November 
1836 (Amtsblatt der Regierung zu Coblenz für 1837 S. 59 und Geſetz-Samml. 
für 1851 S. 382) wird aufgehoben. 

Das Geſetz vom 14. März 1881 über gemeinſchaftliche Holzungen (Geſetz⸗ 
Samml. S. 261) findet auf die Hauberge im Sinne dieſes Geſetzes keine An⸗ 
wendung. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben im Schloß zu Berlin, den 9. April 1890. 


(J. S.) Wilhelm. 
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